Sefeh- Sammlung A 4 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 39. 


(Nr. 6630.) Verordnung, betreffend die Einführung der Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff 
der direkten Steuern in den durch die Geſetze vom 20. September und 
24. Dezember 1866. der Preußiſchen Monarchie einverleibten, zum Re⸗ 
gierungsbezirke Wiesbaden vereinigten Landestheilen, ſowie in dem vor⸗ 
mals Großherzoglich Heſſiſchen Kreiſe Vöhl mit Einſchluß der Enklaven 
Eimelrod und Höringhauſen. Vom 11. Mai 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von . x. 


verordnen für die mit Unſerer Monarchie vereinigten, gemäß $ der Ver⸗ 
ordnung vom 22. Februar d. J. (Geſetz⸗Samml. S. 273.) den e e 
Wiesbaden bildenden Landestheile, ſowie für den vormals Großherzoglich Heſſiſchen 
Kreis Vöhl, einſchließlich der Enklaven Eimelrod und Höringhauſen, auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


SER 
; Vom 1. Juli 1867. ab werden folgende zur Zeit beſtehende direkte Staats⸗ 
fſteuern aufgehoben: 
| 1) im vormaligen Herzogthum Naſſau: 
f a) die Gebäudeſteuer, 
b) die Gemerbefteuer; 
2) in den zum Gebiet der vormaligen freien Stadt Frankfurt gehörigen 
vorſtädtiſchen und Land⸗Gemeinden: 
a) die Gebäudeſteuer, 
b) die Klaſſenſteuer . 
3) in den vormals zum Großherzogthum Heſſen gehörig genefmen 
Gebietstheilen: 
0 die Gebäudeſteuer, 
) die Perſonalſteuer, 
9 die Gewerbeſteuer N 
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4) in dem vormals Landgräflich Heſſen⸗Homburgiſchen Amte Homburg: 


a) die Gebäudeſteuer, 
p) die Gewerbe- und Viehſteuer. 


Hinſichtlich der in dem Bezirke der Stadt Frankfurt gegenwärtig beſtehen⸗ 
den Steuern und Abgaben bleibt das Weitere gemäß F. 62. des Gemeinde⸗Ver⸗ 
faſſungsgeſetzes für die gedachte Stadt vom 25. März 1867, (Geſetz-Samml. 
S. 401.) vorbehalten. 

„Die nach F. 2. des 18 Geſetzes vom 29. Juni 1861. (Naſſauiſches 
Verordnungsblatt für 1861. S. 77.) von den Unternehmern der Haſardſpiele in 
Wiesbaden und Ems zu entrichtende Gewerbeſteuer iſt bis zur gänzlichen Beſeiti⸗ 
gung der Spielbanken fort zu entrichten. 


K. 2. 


Von dem im F. 1. bezeichneten Zeitpunkte ab find in den im Eingange 
bezeichneten Landestheilen zu erheben: 


1) die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. 
S. 317.) eingeführte Gebäudeſteuer 


2) die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. für 1851. 
S. 193.) eingeführte Klaffen- und klaſſifizirte Einkommenſteuer in dem 
Stadtgebiete von Frankfurt a. M. an Stelle der Klaſſenſteuer die Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer nach dem Geſetze vom 30. Mai 1820. (GeſetzSamml. 
für 1820. S. 143.) 


3) die durch das Geſetz vom 30. Mai 1820. (Geſetz-Samml. für 1820. 
S. 147.) und das, einige Abänderungen des letzteren betreffende Geſetz 
vom 19. Juli 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. S. 697.) eingeführte 
Gewerbeſteuer; 


und werden zu dieſem Behufe die vorbezeichneten Preußiſchen Geſetze nebſt allen 
dieſelben erläuternden, ergänzenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften ein- 
geführt. 

$. 3. 


Die Grundſteuer von den Liegenſchaften iſt in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. S. 253.), betreffend die ander⸗ 
weite Regelung der Grundſteuer, und der dazu ergangenen erläuternden, ergänzen⸗ 
zenden und abändernden Vorſchriften anderweit zu veranlagen, und die Grund⸗ 
ſteuer⸗Hauptſumme für die im Eingange dieſer Verordnung bezeichneten Landes⸗ 
theile in e ee Gleichheit mit den Grundſteuer⸗Hauptſummen der alt⸗ 
ländiſchen Provinzen feſtzuſtellen. 

Bei den zu letzterem Zwecke auszuführenden Vermeſſungs⸗ und Kartirungs⸗ 
arbeiten iſt nach Anleitung der Behufs Ausführung des vorgedachten Geſetzes 
ergangenen Vorſchriften zu verfahren. 

Dagegen bleibt die Beſtimmung darüber, unter welchen beſonderen 1 

gaben 


a 


gaben das mehrgedachte Geſetz, ſowie das Geſetz vom 21. Mai 1861. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1861. S. 327), betreffend die für Aufhebung der Grundſteuer⸗ 
Befreiungen und Bevorzugungen zu gewährende Entſchädigung, zur Ausführung 
zu bringen, und die 1 0 des Zeitpunktes, mit welchem die neu zu ver⸗ 
anlagende Grundſteuer, gegen Wegfall der beſtehenden Grundſteuer, in Hebung 
zu ſetzen, einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 

Bis zu dieſem Zeitpunkte ſind die für das zweite Vierteljahr des laufenden 
Jahres in Hebung befindlichen Grundſteuern von den Liegenſchaften, ſowie die 
Gefällſteuer im Landbezirke von Frankfurt, jedoch mit der Maaßgabe fort zu erheben, 
daß vom 1. Juli 1867. ab: 

1) diejenigen Grundſteuerbeträge, welche ſpeziell auf den Gebäudeflächen 
nebſt den dazu gehörigen Hofräumen und Hausgärten bis zur Größe 
von Einem Prenziſchen Morgen haften, außer Hebung geſetzt, außer⸗ 
dem aber 
im Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau nur drei ein halb Simpel, 
im Kreiſe Vöhl nur zwei Drittheile, 
im Kreiſe Biedenkopf nur drei Viertheile, und 
in den früher zum Kreiſe Gießen gehörigen Gemarkungen nur eilf 
Zwölftheile 
der beſtehenden Grundſteuer alljährlich zur Staatskaſſe eingezogen werden. 


1 
— 


$. 4. 


Bis die in der Verordnung vom 22. Februar 1867. (Geſetz⸗Samml. 
S. 273.) beſtimmte anderweite Organiſation der Verwaltungsbehörden in den Ein⸗ 
ang gedachten Landestheilen erfolgt ſein wird, ſind die Nine welche nach 
en im F. 2. der gegenwärtigen Verordnung bezeichneten Geſetzen den Regierungen 
1 „für das Gebiet des ehemaligen Herzogthums Naſſau von dem Finanz⸗ 
ollegium zu Wiesbaden unter Theilnahme eines Kommiſſars des Finanzminiſters, 
welchem insbeſondere die obere Leitung der Veranlagungsarbeiten obliegt, für 
das Gebiet der Stadt Frankfurt, das Amt Homburg und die ehemaligen Groß⸗ 
bergan Heſſiſchen Gebietstheile aber von dem Oberpräſidenten zu Kaſſel wahr⸗ 
zunehmen. 
Die Funktionen der Landräthe fallen bis auf Weiteres beſonders zu 
berufenden Kommiſſarien zu. 

Die Vertretung der Gemeindebehörden erfolgt durch die Bürgermeiſter. 


$. 5. 

Einſtweilen und fo lange eine kreis- und provinzialftändifche Verfaſſung 

nach den Grundſätzen der 1 Geſetzgebung nicht eingeführt iſt, treten 
folgende Beſtimmungen in Kraft: 

a) Die Veranlagung der Gebäudeſteuer, ſowie der Klaſſen⸗ und Haffifizieten 

Einkommenſteuer erfolgt innerhalb der zu dieſem Zwecke zu bildenden 
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Veranlagungsbezirke unter Mitwirkung von Kommiſſionen, welche aus 

Abgeordneten der Bezirksräthe beziehungsweiſe der ſtädtiſchen Vertretung 
zu Frankfurt a. M. nach der näheren Anweiſung des Finanzminiſters 
gebildet werden. g 


p) Zur Entſcheidung über Reklamationen und Berufungen gegen die Ein- 
ſchätzungen zur flaſſtſtirten Einkommenſteuer iſt für den Regierungsbezirk 
Wiesbaden eine Bezirkskommiſſion (F. 24. des Geſetzes vom J. Mai 
1851.) zu bilden, deren Mitglieder aus Einkommenſteuerpflichtigen der 
zu Erſterem vereinigten Landestheile durch die Provinzialbehörde ($. 4.) 
berufen werden, der Kreis Vöhl zu dem fraglichen Zweck aber der 
Bezirkskommiſſion zu Kaſſel zu überweiſen. 


F. 6. 

Die in dem Herzogthume Naſſau vorhandenen Flecken ſind bei der Ver⸗ 
anlagung der Gebäudeſteuer und der Gewerbeſteuer als Städte im Sinne der 
Rande 1. und 3. im F. 2. dieſer Verordnung angeführten Geſetze zu be— 
handeln. ̃ i 


9 
Hinſichtlich der Veranlagung der Gebäudeſteuer find nachſtehende Vor— 
ſchriften zu beachten: 

a) die zu den Standesherrſchaften der vormals reichsunmittelbaren Fürſten 
und Grafen gehörigen Gebäude bleiben von Entrichtung der Gebäude— 
ſteuer nur in ſo weit befreit, als ſie ſchon nach der bisherigen Geſetzgebung 
im Genuſſe dieſer Freiheit geweſen find; 

p) der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude (F. 6. des Geſetzes vom 
21. Mai 1861., betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebäude⸗ 
ſteuer) iſt nach dem Durchſchnitt der Jahre 1853. bis 1862. einſchließlich 
feitzuftellen; 

e) die Bekanntmachung des Ergebniſſes der Veranlagung an die Eigen⸗ 
thümer geſchieht durch Offenlegung der Veranlagungsnachweiſungen 
(F. 10. Abſatz 2. des gedachten Heſetzes) während eines Zeitraums von 
mindeſtens vierzehn Tagen; 

d) die vierwöchentliche Reklamationsfriſt N 10. Abſatz 4. des gedachten 
Geſetzes) läuft vom erſten Tage der Offenlegung der Veranlagungs⸗ 
nachweiſung; | 

e) die erſte Reviſion der Gebäudeſteuerveranlagung ($. 20. des gedachten 
Geſetzes) erfolgt gleichzeitig mit der erſten Nevifion der Veranlagung in 
den älteren Preußiſchen Landestheilen; ; 

t) die in den $$. 15. bis 18. des en Geſetzes enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften bleiben, ſoweit fie auf das Verfahren bei Feſtſtellung und Fort⸗ 
ſchreibung eines Wechſels in dem Eigenthumsverhältniß an 55 

un 


e 


und die zu entrichtenden Fortſchreibungsgebühren ſich beziehen, für das 
Gebiet des vormaligen Herzogthums Naſſau einſtweilen außer Anwen⸗ 
dung und ſtatt derſelben die in Betreff der Uebergänge des Eigenthums 
an ben der Gebäudeſteuer unterliegenden Realitäten und deren Eintra- 
gung in die Stockbücher, ſowie wegen der Steuerveränderungen beſtehen⸗ 
den Naſſauiſchen Vorſchriften in Kraft. 


F. 8. 
Behufs Veranlagung der Gewerbeſteuer iſt 


a) die Stadt Frankfurt g. M., nach der noch näher feſtzuſtellenden Ab— 
grenzung, der erſten Abtheilung im Sinne des Geſetzes vom 30. Mai 
1820. wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer und der Beilage B. zu 
demſelben zuzutheilen, während die Städte Wiesbaden und Homburg 
der zweiten Abtheilung zu überweiſen ſind; 


b) der ganze Regierungsbezirk Wiesbaden gehört zur erſten Abtheilung im 
Sinne der § . 4. 5. und 8. des Geſetzes vom 19. Juli 1861., be⸗ 
treffend einige Abänderungen des Geſetzes wegen Entrichtung der Ge⸗ 
werbeſteuer vom 30. Mai 1820. 


e) ſoweit die Einrichtung der landräthlichen Kreiſe für den Regierungs⸗ 
bezirk Wiesbaden noch nicht zur Ausführung gelangt iſt, erfolgt die 
Veranlagung der Gewerbeſteuer für die nach Mittelſätzen in Geſell⸗ 
ſchaften ſteuernden Gewerbetreibenden an Stelle der Kreiſe ($. 26. zu b. 
des Geſetzes vom 30. Mai 1820. wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer 
und Nr. 8. der Beilage B. zu demſelben) in den zu dieſem Zweck zu 
bildenden Veranlagungsbezirken; 


d) bei der erſten Veranlagung der Gewerbeſteuer geſchieht die Wahl der 
Abgeordneten für die Klaſſe A. II., ſowie der Stellvertreter derſelben 
durch diejenigen Gewerbetreibenden, welche dazu von der Kommunal- 
behörde, beziehungsweiſe von dem die Funktionen des Landrathes aus⸗ 
übenden Beamten oder Kommiſſar ($. 4. dieſer Verordnung) beſtimmt 
werden (Abſatz 3. im $. 11. des Geſetzes vom 19. Juli 1861., be⸗ 
treffend einige Abänderungen des Gewerbeſteuergeſetzes vom 30. Mai 
1820.) 


H. 9. 


Das Einkommen der Mitglieder des Herzoglich Naſſauiſchen Fürſtenhauſes 

bleibt von Entkichtung der Alaffen- und klaſſiftzirten Einkommenſteuer befreit. 
Das Einkommen der Mitglieder des Herzoglich Naſſauiſchen Fürſtenhauſesbisher 

bleibt von Entkichtung der Klaſfen⸗ und klaſſifizirten Einkommenſteuer befreit. 

Auch ſind die im Beſitze der erſteren befindlichen Gebäude, inſoweit ſolche bisher 

von der Gebäudeſteuer befreit waren, der Gebäudeſteuer nicht unterworfen. 


Die Zahlung der neuveranlagten direkten Steuern darf durch Reklama⸗ 
(Nr. 6630.) tionen 


tionen nicht aufgehalten werden, muß vielmehr, mit Vorbehalt der ſpäteren Er⸗ 
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ftattung des zu viel Gezahlten, zu den beſtimmten Fälligkeitsterminen erfolgen. 


F. II. 


In Betreff der Erhebung und Beitreibung der direkten Steuern bleiben 
bis dahin, daß die in dieſer Beziehung nach den Grundſätzen der Preußiſchen 
Geſetzgebung und Verwaltung zu treffenden Einrichtungen ausgeführt fein wer⸗ 
den, die beſtehenden Beſtimmungen mit den durch die Eigenthümlichkeit der neuen 
Steuern gebotenen Abänderungen und mit der Maaßgabe in Kraft, daß die 
fälligen Steuerbeträge in den erſten acht Tagen jeden Monats an die beſtimmte 
Hebeſtelle im Voraus einzuzahlen find, daß es den Pflichtigen jedoch freiſteht, 
die Steuer auch für einen längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage im 
Voraus einzuzahlen. 

12. 


Beis die neu veranlagten Steuern (Gebäudeſteuer, Klaſſen⸗ und klaſſifizirte 
Einkommenſteuer, Gewerbeſteuer) wirklich zur Hebung gelangen, ſind die We . 
den Steuern fort zu entrichten, vorbehaltlich einer Ausgleichung der für die Zeit 
nach dem 1. Juli 1867. gezahlten Beträge mit den von da ab zu entrichtenden 
neu veranlagten Steuern. 

$. 13. 

In Betreff der Verjährung der im $. 2. bezeichneten Steuern kommen 
die betreffenden Beſtimmungen des Geſetzes vom 18. Juni 1840. (Geſetz⸗Samml. 
S. 140.) nebſt den dazu ergangenen erläuternden, ergänzenden und abändernden 
Beſtimmungen zur Anwendung. 

Reklamationen wegen Steuern, welche vor Publikation der Gee 
Verordnung entrichtet worden find, ſowie Nachforderungen wegen teuern aus 
dieſer Zeit müffen, inſoweit nicht in den bisherigen Geſetzen kürzere Verjährungs⸗ 
friſten beſtimmt ſind, bei Verluſt des Anſpruchs, bis zum 1. Juli 1868. geltend 
gemacht werden. 

Für die zur Zeit der Publikation dieſer Verordnung vorhandenen Steuer⸗ 
rückſtände beginnt die im H. 8. des gedachten Geſetzes feſtgeſetzte vierjährige Ver⸗ 
jährungsfriſt mit dem 1. Januar 1868. 


$. 14. 

In Angelegenheiten der Veranlagung und Handhabung der im F. 2. bezeich⸗ 
neten Steuern findet der Rechtsweg nur inſoweit ſtatt, als dies nach den allge⸗ 
meinen Grundſätzen der Preußiſchen Geſetzgebung zuläſſig iſt. inſichtlich der 
Schlacht- und Mahlſteuer findet bei Kontraventionen das Verfahren bei Zoll 
Kontraventionen Anwendung. 

$. 15. 

Mit dem 1. Juli 1867. treten für die im Eingange bezeichneten Landes⸗ 
theile alle, die bisherigen im $. 2. bezeichneten Steuern betreffenden Geſetze und 
Verordnungen, welche den Beſtimmungen der gegenwärtigen Verordnung ent⸗ 
gegenſtehen, oder mit denſelben nicht zu vereinigen ſind, außer Kraft. su 


Der Sinanzminifter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt 
und hat die hierzu erforderlichen Anweiſungen zu erlaſſen. a 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 11. Mai 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6631.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. April 1867., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 
Füſſenich nach Embken im Regierungsbezirk Aachen. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen 
Ausbau der Straße von Füſſenich nach Embken, im Regierungsbezirk Aachen, ge⸗ 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Füſſenich, Juntersdorf und Emb⸗ 
ken das N e für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beftehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten Gemeinden gegen Uebernahme 
der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauffegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden 1 l u einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be— 
ſtimmungen über die efreiungen, ſowie der ſonſtigen die eng betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ hauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld— 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffee- 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 8. April 1867. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 66306632.) Ä (Nr. 6632.) 


errichten Men Vom 2. Mai 1867. 


ab Königs Majeft ät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. April 
1867. die Errichtu 5 einer Aktiengeſellſchaft unter der gun „Aktien eat 
Rolandshütte bei Siegen“ mit dem Sitze zu Haardt, ſowie deren Statut vom 
9. März 1867. zu er geruht. i 
| Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt bi 
Königlichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 2. Mai 1867. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche e 
5 v. a 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 8 


u 9 5 in der Königlichen Geheimen Ober, Hofbuchbeuderi 5 
(R. v. Decker). 


